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"Lernfeld Arbeitslehre" -
eine vertane Chance! 

Liebe Leserinnen, 
liebe Leser, 
die Erwartungen und Hoffnun­
gen vieler, die seit Jahren eine 
intensivere Auseinandersetzung 
mit Fragen der Wirtschafts- und 
Arbeitswelt in der Sekundar­
stufe I fordern, sind wieder ein­
mal enttäuscht worden: Die 
Ständige KOnferenz der Kultus­
minister der Länder konnte sich 
Ende 1987 nicht dazu durch­
ringen, eine Empfehlung zur 
Einführung eines "Lernfeldes 
Arbeitslehre" in allen Schulfor­
men der Sekundarstufe I · zu 
beschließen. 

Damit wurde eine Chance ver­
tan, einen in den gesellschaftli­
chen Gruppen erfreulich breiten 
Grundkonsens in Sachen Ar­
beitslehre festzuschreiben. Eine 

Handwerkliche Elektroberufe: 

Reue Ausbildungsordnung 
verabschiedet 
Für die Ausbildung in den handwerklichen Elektroberufen gelten ab 
September 1988 neue Ausbildungsordnungen, die vom Bundesmini­
ster für Wirtschaft im Dezember 1987 erlassen worden sind. Damit 
wird dem zunehmenden Einsatz der Mikroelektronik und den vielfäl­
tigen technischen und arbeitsorganisatorischen Veränderungen in 
der Ausbildung eines bedeutenden Handwerkszweiges Rechnung 
getragen. 

Die neuen Ausbildungsordnun­
gen sind ein wichtiger Schritt zur 
Zukunftssicherung hochqualifi­
zierter Handwerksberufe und 
zur Sicherung von dauerhaften 
Arbeitsplätzen für viele Jungen 
und Mädchen, die sich für eine 
Ausbildung im Elektrobereich 
entscheiden. 
Der Grundgedanke des Berufs­
bildungsgesetzes von 1969- für 
eine breit angelegte berufliche 
Grundbildung und die Vermitt-

lung der für die Ausübung einer 
qualifizierten beruflichen Tätig­
keit notwendigen Fertigkeiten 
und Kenntnisse - wurde in 
moderne Berufsbildungsgänge 
des Handwerks umgesetzt. 

Die Handwerke im Elektrobe­
reich, für die die neuen Ordnun­
gen gelten, repräsentieren mit 
derzeit mehr als 71 000 Ausbil­
dungsverträgen weit über 50% 
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von allen Ländern eingesetzte 
Arbeitsgruppe der Kultusmini­
sterkonferenz hatte in zweijähri­
gen Beratungen gute Arbeit 
geleistet und einen Vorschlag 
zur Einführung eines "Lernfel­
des Arbeitslehre" erarbeitet, in 
den unter anderem die Vorstel­
lungen der Spitzenorganisatio­
nen der Arbeitgeberverbände 
und des Deutschen Gewerk­
schaftsbundes eingeflossen 
waren. Die Kultusminister ver­
fügten die zu diesem Thema erar­
beiteten Unterlagen "in die 
Ablage", indem sie sie lediglich 
als "Material" ihren eigenen 
Häusern zuleiteten. 
Hiermit wird den Bestrebungen 
all derer eine Abfuhr erteilt, die 
die in der Vergangenheit nur in 
den Haupt- und Gesamtschulen. 
unternommenen Bemühungen 
um eine bessere Hinführung zur 
Wirtschafts- und Arbeitswelt 
gern auch auf die anderen Schul­
formen ausgedehnt hätten. Die 
technischen, wirtschaftlichen 
und arbeitsorganisatorischen 
Bedingungen der Arbeitswelt 
sind einem tiefgreifenden Struk­
turwandel unterworfen. Es ge­
hört durchaus zu einer breiten 
Allgemeinbildung, wenn Kennt­
nisse über diesen Wandel bereits 
vor dem Übertritt in die beruf­
liche Bildung vermittelt und 
eine aktive Auseinanderset­
zung, beispielsweise durch 
Praktika, mit den die Berufs­
wahl betreffenden Problemen 
ermöglicht werden. Daß solche 
Kenntnisse auch für jene von 
Bedeutung sind, die eine Stu­
dienberechtigung anstreben, 
zeigt der stark gestiegene Anteil 
von Abiturienten, die eine Aus­
bildung im dualen System auf­
nehmen. 
Mit BUck auf die Unsicherheit 
über die zukünftige Arbeits­
marktentwicklung ertönt land­
auf und landab der Ruf nach 
einer intensiveren und praxis­
näheren Berufswahlvorberei­
tung. Das Problem beruflicher 
"Fehlqualifikationen" wird al-

verliert an Bedeutung: 

suChen· 
direkten·Berufseinstieg 
Die Zahl der Jugendlichen, die nach Abschluß der allgemeinbilden­
den Schule ihr erstes Ausbildungsjahr im Berufsgrundbildungsjahr 
(BGJ) absolvieren, in dem berufliche Inhalte auf der Breite eines 
Berufsfeldes vermittelt werden, geht zurück. Mehr Jugendliche als in 
den Jahren zuvor haben den direkten Einstieg in ein berufliches Aus­
bildungsverhältnis gesucht - und auch gefunden. 

Dies belegen die jetzt vom 
Bundesinstitut für Berufsbil­
dung (BIBB) veröffentlichten 
Zahlen über die Teilnahme 'am 
BGJ 1986/87. Das BIBB führt 
jährlich eine bundesweite Erhe­
bung über die Teilnahmezahlen 
am BGJ .durch. 
1972 wurde das BGJ als erster ein­
jähriger Abschnitt der Berufsalls­
bildung eiggerichtet, um die 
berufliche Spezialisierung auf die 
breite Kenntnis des gesamten 
gewählten Berufsfeldes zu stüt­
zen. Seit 1983/84, dem Jahr mit 
dem höchsten Stand von 103 .572 
Schülern im BGJ, ist die Quote · 
1986/87 um fast 20% auf 83 .853 
Schüler zurückgegangen. Beson­
ders das schulische BGJ ist von 
diesem Rückgang betroffen. Die 
kooperative, in _ Betrieb und 

Schule durchgeführte Form des 1 

BGJ, hat gegenüber der sinken­
den Tendenz der letzten 2 Jahre 
wieder eine leichte Zunahme der 
Schüler zu verzeichnen. 
Stand und Veränderungen im 
einzelnen, differenziert nach 
Daten aus den Berufsfeldern je 
Bundesland, sind in dem Infor­
mationsblatt "Das Berufsgrund­
bildungsjahr-BGJ -Schuljahr 1986/ 
1987" dokumentiert,dasdasBun­
desinstitut für Berufsbildung auf 
der Grundlage von Erhebungen 
bei den Kultusministerien der 
Länder jetzt herausgegeben 
hat. Es ist kostenlos zu beziehen 
beim Bundesinstitut für Berufs­
bildung, K3/Veröffentlichungs­
wesen, Fehrbelliner Platz 3, 
1000 Berlin 31, Telefon: 86 83 -
520. (BIBB) 

Entwicklung der beiden Formen 
des Berufsgrund­
bildungsjahres 

0 
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Fortsetzung von Seite 1 

der gesamten Ausbildung 1m 
Elektrobereich. 

• Der Elektroinstallateur I die 
Elektroinstallateurin mit z. Z. rd. 
52 000 Auszubildenden in etwa 
15 000 Ausbildungsbetrieben 
sowie der Elektromaschinen­
bauer I die Elektromaschinen­
bauerio (z. Z. rd. 2400 Ausbil­
dungsverträge) müssen sich beim 
Installieren und Instandhalten 
von Meß-, Steuer- und Rege­
lungseinrichtungen in zuneh­
mendem Maße mit elektroni­
schen Systemen wie beispiels­
weise speicherprogrammierba­
ren Steuerungen auseinanderset­
zen. Die "klassischen" Ausbil­
dungsinhalte der Elektroinstalla­
tion bzw. des Baus und Instand­
haltung elektrischer Maschinen 
werden deshalb in der Ausbil­
dung durch die Grundlagen der 

Berufliche Bildung auf einen Blick: 

Elektronik 
ergänzt. 

zukunftsweisend 

• Der Elektromechaniker I die 
Elektromechanikerin mit derzeit 
rd. 3500 Ausbildungsverhältnis­
sen hat sich zukünftig stärker mit 
Analog- und Digitaltechniken 
auseinanderzusetzen, die ein­
schließlich der Mikroprozessor­
technik einen Ausbildungs­
schwerpunkt bilden. 

• Der Fernmeldeanlagenelek­
troniker I die Fernmeldeanla­
genelektronikerin (z. Z. rd. 500 
Ausbildungsverträge) tritt an die 
Stelle des bisherigen Fernmelde­
mechanikers. Die Änderung der 
Berufsbezeichnung deutet an, 
daß die herkömmliche Mechanik 
in der Fernmeldetechnik nach 
und nach durch analoge und digi­
tale Elektronik abgelöst wird und 
damit der Ausbildung in diesem 
Beruf neue Inhalte gibt. 

Verzeichnis der anerkannten 
Ausbildungsberufe 1987 
Jugendliche dürfen in der Bundesrepublik Deutschland nur in staat­
lich anerkannten Berufen ausgebildet werden. Einen aktuellen und 
vollständigen Überblick über zahlreiche neue Ausbildungsberufe bie­
tet die soeben erschienene Ausgabe 1987 des Verzeichnisses der aner­
kannten Ausbildungsberufe, das vom Bundesinstitut für Berufsbil­
dung veröffentlicht wird. 

Das Verzeichnis informiert über 
die Dauer der einzelnen Ausbil­
dungsgänge, gibt Hinweise auf 
die Rechtsgrundlagen und Rah­
menlehrpläne der Berufsschu­
len, nennt die Fundstellen von 
Ausbildungsordnungen im Bun­
desgesetzblatt sowie von ande­
ren Regelungen der beruflichen 
Bildung und zeigt die quantitati­
ve Entwicklung der Ausbildung 
in den einzelnen Berufen auf. Da­
rüber hinaus enthält das Ver­
zeichnis Angaben über 
• betriebliche Ausbildungsgän­
ge außerhalb des Geltungsbe-

reichs des Berufsbildungsgeset­
zes, 

• Regelungen für die berufliche 
Fortbildung und Umschulung 
und 

• die für die Berufsbildung zu­
ständigen Stellen. 

Das Verzeichnis der anerkannten 
Ausbildungsberufe erscheint 
jährlich. Von besonderer Bedeu­
tung sind die seit Mitte 1986 neu 
geordneten Berufe in der Metall­
und Elektroindustrie, der chemi­
schen Industrie und der Kauf­
mann/die Kauffrau im Einzel-

• Der Radio- und Fernsehme­
chaniker I die Radio- und Fern­
sehmechanikerin, der mit z. Z. rd. 
11 000 Ausbildungsverträgen be­
deutendste Beruf der Kommuni­
kationstechnik erhält Ausbil­
dungsvorschriften, die den 
bereits sehr hohen Stand der 
Informations- und Kommunika­
tionstechniken in diesem Hand­
werk festschreiben. 

• Der Büroinformationselek­
troniker I die Büroinformation­
selektronikerin tritt an die Stelle 
des Büromaschinenmechanikers 
(z. Z. ca. 2000 Ausbildungsver­
träge) . Die zunehmende Einfüh­
rung der neuen Informations-, 
Kommunikations- und Daten­
techniken erfordert Kenntnisse 
im Umgang mit Personal-Com­
putern, elektronischen Schreib­
systemen, Telefax usw. Nicht 
zuletzt diese neuen vielfältigen 
Anforderungen haben dazu 

handel. Der Strukturwandel vom 
eng angelegten spezialisierenden 
Einzelberuf zum breit angelegten 
Facharbeiter- und Fachangestell­
tenberuf mit umfassender 
Grundqualifikation hat in den 
letzten Jahren unter dem Einfluß 
der neuen Techniken und verän­
derten Arbeitsorganisation zuge­
nommen. Aufgrund dieser Ent­
wicklung hat die Gesamtzahl der 
anerkannten Ausbildungsberufe 
weiter abgenommen und beträgt 
gegenwärtig 383 (1970: etwa 
600). 

Das Verzeichnis der anerkannten 
Ausbildungsberufe erscheint am 
10. November 1987 als Beilage 
zum Bundesanzeiger Nr. 211. Be­
stellt werden kann es beim Bun­
desanzeiger, Postfach 10 80 06, 
5000 Köln 1 oder als Buchausga­
be beim Verlag W . Bertelsmann, 
KG Bielefeld, Postfach 10 20, 
4800 Sielefeld 1. 

(BIBB) 

1/3 



,, 
' 

,J 

., 

' 
'' 

. 
'"'· 
' ' 

. r. ., 

',, 

thema: berufsblld-g.ng 

geführt, daß die Handwerks-bzw. 
Berufsbezeichnung geändert 
wurde. 
Die neuen Ausbildungsordnun­
gen wurden vom Bundesinstitut 
für Berufsbildunggemeinsam mit 
Sachverständigen des Zentral­
verbandes des Elektrohand­
werks und des Bundesverbandes 
Bürotechnik auf der Arbeitge­
berseite sowie der Industriege­
werkschaft Metall auf der Arbeit­
nehmerseite entwickelt. Als Spit­
zenorganisationen waren das 
Kuratorium der Deutschen Wirt­
schaft für Berufsbildung sowie 
der Deutsche Gewerkschafts­
bund beteiligt. 
Auch in den neuen Ausbildungs­
ordnungen ist eine dreieinhalb­
jährige Ausbildungsdauer vor­
gesehen. Eine wesentliche Ver­
änderung gegenüber der frühe­
ren Rechtslage besteht darin, daß 
dieAusbildungmit einer einjähri­
gen berufsfeldbreiten Grundbil­
dung beginnt. Dadurch, daß sie 
weitgehend mit der Grundbil­
dung der industriellen Elektro­
berufe identisch ist, sollen die 
Chancen des Auszubildenden, 
später den Beruf in unterschiedli­
chen Betrieben und Branchen 
ausüben zu können, verbessert 
werden. 
An die im Berufsfeld Elektro­
technik erworbene Grundbil­
dung schließt sich die zweiein­
halbjährige Fachbildung im 
gewählten Handwerksberuf an. 

Ziel der Ausbildung ist der selb­
ständig handelnde Geselle, der in 
der Lage ist, Aufgabenplanung, 
Aufgabendurchführung und 
Aufgabenkontrolle selbständig 
durchzuführen. Mit diesen Qua­
lifikationen wird er nach 
Abschluß seiner Ausbildung bes­
se_r in der Lage sein, sich auf Ver­
änderungen in seinem Arbeitsge­
biet und auf neue Arbeitsstruktu­
ren flexibel einzustellen. Ber'eits 
während der Ausbildung soll die 
Einsicht vermittelt werden, daß 
die berufliche Qualifikation 
durch Teilnahme an Weiterbil­
. dung erhalten werden muß. 

In der Ausbildungsordnung sind 
keine besonderen Zugangsvor­
aussetzungen in die neuen Aus­
bildungsordnungen aufgenom­
men worden. Arbeitgeberver­
bände und Gewerkschaften 
haben vereinbart, daß die Ausbil­
dungsordnung und die Ausbil­
dung so zu gestalten sind, daß der 
Absolvent der letzten Haupt­
schulklasse ohne zusätzliche Hil­
fen ausgebildet kann. 

Die neuenAusbildungsvorschrif­
ten wurden am 11.115.116. und 
28. Dezember 1987 vom Bundes­
wirtschaftsminister erlassen und 
treten am 1. August 1988 - ohne 
Übergangsfristen - in Kraft. Sie 
gelten damit für alle neuen Aus­
bildungsverträge. Der genaue 
Wortlaut ist veröffentlicht im 
Bundesgesetzblatt, Jahrgang 
1987, Nr. 58, 59 und 61. 

Bch 

Das allgemeinbildende und berufsbildende Schulwesen weist in den 
einzelnen Bundesländern spezifische Ausprägungen und Schwer­
punkte auf, was auf den föderativen Aufbau der Bundesrepublik und 
die daraus folgende Kulturhoheit der Länder zurückzuführen ist. In 
der Vorbildung der Auszubildenden spiegeln sich die unter­
schiedlichen Strukturen deutlich nieder. 



' 

thema: berufsblldung 

Abiturientenquote der Auszubildenden 
in den Ländern Anfang 1987 
-in%-

Harnburg 

Bremen 

Nordrhein­
Westfalen 

Berlin 

Hessen 

Bundes­
durchschnitt 

Saarland 

Niedersachsen 

Schleswig­
Holstein 

Baden­
Württemberg 

Rhein Iand­
Pfaiz 

Bayern 

So schwankt die Abiturienten­
quote der Auszubildenden zwi­
schen 7,5% in Bayern und 21,3% 
in Hamburg. Diese Länder wei­
sen auch bezüglich der Schulab­
gänger die größten Unterschiede 
auf. In Bayern verlassen 24% der 
Schulabgänger die Schule mit 
Abitur, in Harnburg 43% . Dabei 
sind allerdings auch die generel­
len Differenzen zwischen Flä­
chenstaaten und Stadtstaaten zu 
berücksichtigen. Allgemein gilt 
jedoch: je höher der Abiturien­
tenanteil unter den Schulabgän­
gern, desto mehr Abiturienten 
nehmen eine Ausbildung im dua­
len System auf. 

Noch stärker machen sich die 
Unterschiede bei den beruflichen 
Vollzeitschulen bemerkbar. In 
Niedersachsen ist das Berufs­
grundbildungsjahr (BGJ) in eini-

gen Berufsfeldern und in einigen 
Regionen flächendeckend einge­
führt. Jeder fünfte Auszubil­
dende hat es besucht. In den 
Stadtstaaten Berlin, Harnburg 
und Bremen sind die Werte 
am geringsten, da hier die übri­
gen beruflichen Vollzeitschulen 
meist bereits gut ausgebaut sind. 
In Baden-Württemberg spielen 
die einjährigen Berufsfachschu­
len traditionell eine große Rolle, 
so d!lß für diese Schulen eine 
Quote von 19,8% erreicht wird. 

Das Berufsvorbereitungsjahr 
(BVJ) wurde nur von wenigen 
Auszubildenden besucht; sie 
haben vor allem Handwerksbe­
rufe und den Beruf Hauswirt­
schafter I -in gewählt. In Schles­
wig-Holstein und Harnburg wer­
den mit 1,9 bzw. 1,7% die höch­
sten Werte erreicht. 

Von 1986 auf 1987 ist die Zahl der 
Auszubildenden, die das BVJ 
besucht haben, von 16 000 auf 
17 000 gestiegen, obwohl die Zahl 
der BVJ-Absolventen insgesamt 
zurückgegangen ist. Diese Steige­
rung dürfte auf den entspannte­
ren Ausbildungsstellenmarkt 
zurückzuführen sein. 

Allgemein können innerhalb der 
11 Bundesländer vier Typen 
unterschieden werden, je nach­
dem ob der -charakteristische 
Schwerpunkt auf beruflichen 
Vollzeitschulen, auf der Haupt­
schule, auf Gymnasium/Fach­
oberschulen oder allgemein auf 
weiterführenden Schulen liegt. 

In Niedersachsen und Baden­
Württemberg sind die berufli­
chen Vollzeitschulen sehr stark 
ausgebaut. Da viele von Haupt­
schulen auf diese Schularten 
übergehen, sind die Werte für die 
direkten Übergänger von Haupt­
schulen geringer. Die Abiturien­
tenquoten sind unterdurch­
schnittlich. 

In Schleswig-Holstein, Rhein­
land-Pfalz, Bayern und im Saar­
land gehen viele von Hauptschu­
len direkt in das duale System 
über, - im Saarland ist dies fast 
jeder zweite Auszubildende 
( 48,6%) . Geringer sind die 
Anteile für berufsbildende Schu­
len und die Abiturientenquoten 
sind meist durchschnittlich. 

Nordrhein-Westfalen und Hes­
sen weisen hohe Abiturienten­
quoten auf, auch die Realschüler­
anteile und die Werte für die 
berufsbildenden Vollzeitschulen 
sind hoch, während Hauptschu­
len geringere Werte aufweisen. 

Schließlich ist den Stadtstaaten 
ein hoher Abiturienten- und 
Realschüleranteil gemeinsam. 
Die berufsbildenden Vollzeit­
schulen spielen eine geringere 
Rolle. Wer 
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Arzthelferinnen in .den · 
ersten BemfsjallreD 
Seit mehreren Jahren wird im BffiB ein Forschungsprojekt durchge­
führt, das die Probleme der geburtenstarken Jahrgänge beim Über­
gang von der Ausbildung in das Beschäftigungssystem untersucht. Ein 
Teil dieses Forschungsprojekts konzentriert sich auf Arzthelferinnen, 
einem für Mädchen recht attraktiven Ausbildungsberuf. 

In einer ersten Phase der {Jnter­
suchung (Ende 1983) wurden 800 
Arzthelferinnen, die gerade ihre 
Ausbildung abgeschlossen hat­
ten, gebeten, einen Fragebogen 
auszufüllen und so über ihre 
Erfahrungen in der Ausbildung, 
ihre aktuelle Berufssituation und 
ihre Einschätzungen und Erwar­
tungen für ihre berufliche Zu­
kunft Auskunft zu geben. Gut 
zwei Jahre später wurden die 
gleichen Personen, die sich an der 
ersten Befragungsaktion betei­
ligt hatten (724 ausgebildete 
Arzthelferinnen), erneut ange­
schrieben, um zu erfahren, wie es 
ihnen inzwischen beruflich 
ergangen ist und wie sie nun ihre 
Ausbildung und Berufschancen 
beurteilen. 82 Prozent haben den 
Erhebungsbogen ausgefüllt zu­
rückgeschickt, was das Engage­
ment der Arzthelferinnen für 
Fragen ihres Berufs unter­
streicht. 
Zum Zeitpunkt der ersten Erhe­
bung, die wenige Monate nach 

Abschluß der Ausbildung statt­
fand, hatten zwei Drittel der 
Arzthelferinnen eine Beschäfti­
gung im erlernten Beruf gefun­
den. Einem Drittel war der Über­
gang von der Ausbildung in eine 
adäquate Beschäftigung nicht 
auf Anhieb gelungen. Auf den 
ersten Blick hatte sich daran gut 
zweiJahrespäter nichts geändert 
(vgl. Schaubild): Es sind wieder­
um zwei Drittel, die in ihrem Aus­
bildungsberuf arbeiten. Dennoch 
hat es einige Verschiebungen 
gegeben. Die Zahl der Arzthelfer­
innen, die noch in der Ausbil­
dungspraxis beschäftigt sind, ist 
von 43 auf 30 Prozent zurückge­
gangen. Parallel dazu ist der 
Anteil derer, die in einer anderen 
Praxis arbeiten, von 24 auf 37 
Prozent gestiegen. Erfreulich ist, 
daß sich der Anteil der Arbeitslo­
sen von 19 auf 6 Prozent verrin­
gert hat. Der Anteil der Arzt­
helferinnen, die in einen anderen 
Beruf abgewandert sind, ist dage­
gen von 6 auf 17 Prozent gestie-

Die Beschäftigungssituation 
kurz nach Abschluß der Ausbildung 

und zwei Jahre später 
't 
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1985 . 
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Noch rAus· 
bildungspraxis 

Als Arzthelferin tätig (67 %) Nicht als Arzthelferin tätig (33%) 
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gen. Und dieser Anteil wird sich 
in naherZukunftweiter erhöhen, 
da sich (wie zwei Jahre zuvor) 
weitere 8 Prozent in einer zusätz­
lichenAusbildungbzw. Umschu­
lungsmaßnahme befinden. 
Die Stabilität des Hauptergebnis­
ses, daß nur zwei von drei aus­
gebildeten Arzthelferinnen der 
Einstieg in den erlernten Beruf 
gelingt - es gibt sogar Hinweise, 
daß die Realität noch ungünstiger 
aussieht-, weist auf ein struktu­
relles Problem hin: Es wurden 
erheblich mehr Arzthelferinnen 
ausgebildet, als benötigt werden. 
Das bedeutet allerdings noch 
nicht, daß diejenige, die nicht 
gleich nach Abschluß der Ausbil­
dung eine Beschäftigung im 
erlernten Beruf gefunden hat, 
resignieren muß, keine Chancen 
mehr hat, im Beruf tätig zu wer­
den. Einem Teil der Arzthelferin­
nen gelingt es nach anfänglicher 
Arbeitslosigkeit oder berufs­
fremder Arbeit doch noch, eine 
Stelle im Ausbildungsberuf zu 
finden. Je länger die Zeitspanne 
ist, daß nicht im erlernten Beruf 
gearbeitet wurde, desto unwahr­
scheinlicher wird es jedoch, daß 
man dort eine Stelle findet. Und 
von denen, die z. T. wegen der 
fehlenden Arbeitsmöglichkeiten . 
im erlernten Beruf eine neue Aus­
bildung begonnen oder eine 
Stelle außerhalb der Arztpraxis 
gefunden haben, wollen nur noch 
wenige in den Beruf der Arzthel- · 
ferin zurück. Anders dagegen die 
Arbeitslosen: Von ihnen suchen 
drei Viertel eine Stelle in einer 
Arztpraxis. 
Ob durch die seit dem 1. Januar 
1986 gültige Neuordnung der · 
Ausbildung zur Arzthelferin, · 
durch die eine qualitative Anhe­
bung des Niveaus, damit aber 
auch eine Verlängerung der Aus­
bildung auf nun 3 Jahre erfolgte, 
die Probleme beim Übergang 
nach der Ausbildung nachhaltig 
gemildert werden, läßt sich bis­
her nicht eindeutig entscheiden. 
Geht man jedoch insgesamt von 
einer festen Zahl von Ausbil­
dungsverhältnissen aus, so 
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müßte sich längerfristig die Ver­
längerung der Ausbildung um ein 
Jahr in einer Reduktion der jähr­
lich zur Verfügung stehenden 
neu zu besetzenden Ausbildungs­
plätze, damit auch der jährlichen 
Absolventen um ein Drittel nie­
derschlagen. Daß die Nachfrage 
nach solchen Ausbildungsplät­
zen aufgrund der sinkenden 
Schulabgängerzahlen ähnlich 

wie in anderen vorwiegend hand­
werkliehen Ausbildungsberufen 
mit problematischen Arbeits­
marktperspektiven in Zukunft 
drastisch zurückgehen wird, ist 
bei der hohen Attraktivität dieses 
Berufs für Mädchen nicht zu 
erwarten. 
Eine ausführliche Darstellung 
der Ergebnisse des EIBE-Arzt­
helferinnen-Panels findet sich in 

Anspruch und Wirklichkeit 
der Zwischenprüfung 
Zwischenprüfungen sind ein Mittel, Erkenntnisse über den Ausbil­
dungsstand zu gewinnen, damit das Lernen besser organisiert werden 
kann. 

Dies gelingt allerdings nur, wenn 
• die Zielsetzung der Zwischen­
prüfung klar ist, 
• die Prüfung von Ausbildern 
und Auszubildenden als wichti­
ger Bestandteil der Ausbildung 
akzeptiert wird und 
• die Prüfung so gestaltet wird, 
daß Ausbilder und Auszubil­
dende aus ihr Schlüsse ziehen 
können, die das Lernen fördern . 

Zu diesem Ergebnis kommt das 
Bundesinstitut für Berufsbil­
dung in einer jetzt veröffentlich­
ten Studie, mit der am Beispiel 
der Zwischenprüfung erstmals 
auf empirischer Grundlage die 
Wirksamkeit einer beruflichen 
Prüfung untersucht wurde. 
Tatsächlich wird in der Ausbil­
dungspraxis die Zwischenprü­
fung von Ausbildern und Aus­
zubildenden oft als überflüssige 
Belastung und nicht als pädagogi­
sches Mittel verstanden. Ent­
scheidender Grund ist dabei die 
Unklarheit der Zielsetzung: Bei 
den Prüfungs- und Aufgabenaus­
schüssen bestehen unterschied­
liche Auffassungen darüber, ob 
die Zwischenprüfung Aufschluß 
über Lerndefizite im Hinblick auf 
die Abschlußprüfung oder die 
Gestaltung der Ausbildung geben 

soll; ob Auswendiggelerntes oder 
Verstandenes, ob das Gedächtnis 
oder dieUrteilskraftgeprüft wer­
den soll, ob Auszubildende wis­
sen müssen, wie sie eine Aufgabe 
lösen oder ob sie verstanden 
haben sollen, warum sie eine Auf­
gabe so und nicht anders gelöst 
haben. 

Zwischenprüfungen in der 
Berufsausbildung sind ein bil­
dungspolitisches Reformprojekt. 
Der Deutsche Bildungsrat hatte 
in seinen Empfehlungen zur Ver­
besserung der Lehrlingsausbil­
dung vorgeschlagen, für alle Aus­
bildungsberufe jährlich eine 
Zwischenprüfung einzurichten, 
die ausdrücklich keine Selek­
tionsfunktion haben, sondern 
dazu dienen sollen, Lücken im 
Wissen und in den Fertigkeiten 
des Lehrlings zu ermitteln und 

· Mängel in der schulischen und 
betrieblichen Ausbildung festzu­
stellen. Kurzum: Lernleistungen 
vor allem unter dem Aspekt des 
Förderns zu bewerten. 

Mit dem Berufsbildungsgesetz 
wurde die Zwischenprüfung ver­
bindlich eingeführt. Sie soll den 
Ausbildungsstand ermitteln, 
doch keine Prüfung im techni­
schen Sinne sein: Mit ihr sind 

der in Kürze erscheinenden Ver­
öffentlichung: Rolf Jansen, Bern­
hard Dresbach, Ursula Hecker: 
Arzthelferinnen in den ersten 
Beschäftigungsjahren - Berufs­
verlauf, Beschäftigungssituation 
und Berufsperspektiven von 
Arzthelferinnen gut zwei Jahre 
nach Abschluß der Ausbildung, 
Berichte zur beruflichen Bildung 
Heft 96, Berlin 1988. Jan 

keine Berechtigungen verknüpft 
und damit auch keine Sanktionen 
verbunden. Sie ist eine Neuerung, 
für die es Vergleichbares in ande­
ren Bildungsbereichen nicht gibt. 
Bei der Zwischenprüfung in der 
Berufsausbildung sind also gute 
Voraussetzungen gegeben, das 
Instrument Prüfungen als päda­
gogisches Mittel einzusetzen und 
Lernleistungen vor allem unter 
dem Aspekt des Förderns zu 
bewerten. 
Ziel der Untersuchung des Bun­
desinstituts für Berufsbildung 
war es, festzustellen, wie die 
Ausbildungspraxis diese Neue­
rung aufgenommen hat, wie 
Ausbilder und Auszubildende, 
Berufsschullehrer und Prüfungs­
ausschüsse mit einer Prüfung 
umgehen, die das herkömmliche 
Prüfungsverständnis durch­
bricht. Der U ntersuchungsbe­
richt versteht sich als ein Angebot 
zur Selbstdiagnose; Praxis in 
Anspruch und Wirklichkeit wer­
den im Fall der Zwischenprüfung 
so beschrieben, daß die in ihr 
Handelnden für sich Mängel, Dis­
krepanzen, Zielkonflikte und 
Ansatzpunkte zur Verbesserung 
erkennen, überdenken, diskutie­
ren können. 

Die Studie "Die Zwischenprü­
fung in der Berufsausbildung. 
Anspruch und Wirklichkeit" von 
Dagmar Lennartz und Margitta 
I<lähn ist für 19,00 DM beim Bun­
desinstitut für Berufsbildung, 
K3 /Veröffentlichungswesen, 
Fehrbelliner Platz 3, 1000 Ber­
lin 31, Tel. : (030) 8683-520 
erhältlich. Len 
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Längsschnittstudien - z. B. Panel, Retrospektivbefragung, Zeitreihen 
- sind neuere Instrumente, um Vorgänge im Bildungs- und Beschäfti­
gungssystem besser zu erfassen und zu erklären. Im Gegensatz zur ein­
maligen Erhebung erhält man, über eine ,Momentaufnahme' von 
Bestandsgrößen hinaus, vollständigere Informationen über die 
gesamten Bewegungen, Veränderungen, Aktivitäten und Verläufe 
von Individuen und Personengruppen. 

Diese Verfahren eignen sich 
besonders, um' über längere Zeit 
ablaufende Prozesse zu verfol­
gen: So sind z. B. fundiertere 
Erkenntnisse möglich zum Über­
gang von der Ausbildung in die 
Beschäftigung, Bildungskarrie­
ren und die berufliche Stabilisie­
rung. Inzwischen liegen Metho­
den und EDV -Programme zur 
angemessenen Analyse solch 
,zeitbezogener Daten' vor. 
Das Bundesinstitut für Berufsbil­
dung hatte auf diesem Gebiet 
tätige Wissenschaftler aus Hoch­
schulen und großen Forschungs­
einrichtungen zu Fragen der 
Durchführung und Auswertung 
von Panelerhebungen eingela­
den. Ziel war es auch, bereits 
bestehende Kontakte zu einem 
festeren Netz zu verknüpfen, um 
so einen dauerhaften Dialog mög­
lich zu machen. 
Im Dezember 1987 trafen sich im 
Rahmen des Forschungsprojekts 
,Ausbildung und berufliche Ein­
gliederung' Forscher aus den 

Fortsetzung von Seite 2 
Zerorts problematisiert. Weshalb 
- muß man die Kultusminister 
fragen - wurde dann diese 
Chance zur Verbesserung der 
Startpositionen junger Men­
schen in das Berufsleben vertan? 
Welch hohe Bedeutung auch die 
Sozialpartner der Einführung 
eines "Lernfeldes Arbeitslehre" 
in die Sekundarstufe I beima­
ßen, zeigen die gemeinsamen 
Erklärungen der Bundesvereini­
gung der Arbeitgeberverbände 
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Universitäten Bielefeld, Kassel, 
dem Deutschen Institut für Wirt­
schaftsforschung, äer Hoch­
schul-Informations-System 
GmbH, dem Institut für Arbeits­
markt- und Betmfsforschung, 
dem Max-Planck-Institut für Bil­
dungsforschung und dem Bun­
desinstitut zu einen von Her­
mann Herget geleiteten Work­
shop in Bonn. 

Im Mittelpunkt dieser Arbeitsta­
gung standen 
• Erfassung von Verläufen und 
Ereignisgeschichten in den Berei­
chen Bildung - Ausbildung -
Erwerbstätigkeit 
• Praktische Erfahrungen mit 
neuerenVerfahren der zeitbezo­
g_enen Analyse und Software­
Uberlegungen 
• Maßnahmen zur Stabilisie­
rung der Panel-Teilnahme unter 
Kosten -IN utzen -Aspekten 
• Fragen der Ergebnispräsenta­
tion von mehrstufigen Panelbe­
fragungen und der Verknüpfung . 

und des Deutschen Gewerk­
schaftsbundes zu dieser Frage. 

Die Kultusministerkonferenz 
hat wohl selbst einen Bedarf 
hierfür gesehen, als sie vor zwei 
Jahren auf Initiative Berlins 
eine Kommission einsetzte, die 
unter Beteiligung einer Reihe 
von Experten einen achtbaren 
Minimalkonsens erzielte. Es 
wäre kein Gesichtsverlust für 
die Kultusminister, wenn sie den 
negativen Beschluß vom Okto-

von Individualdaten mit ( exter­
nen) 
Einig war man sich darüber, daß 
die Berufsbildungsforschung 
durch verlaufs-und zeitbezogene 
Untersuchungen qualitativ bes­
sere Daten und Erkenntnisse zur 
Lösung berufspraktischer Fra­
gen erhält. Durch die mehrmalige 
Befragung derselben Personen 
(= Panel) werden individuelle 
Wege nachgezeichnet und Ab­
sichten mit tatsächlichem Ver­
halten und rückblickender Be­
wertung kontrastiert. Auf diese 
Weise ergibt sich eine realitätsnä­
here Sicht der Wirkungszusam­
menhänge im Bildungs- und 
Beschäftigungssystem; Maßnah­
men zur Beseitigung von Proble­
men können gezielter und wir­
kungsvoller konzipiert werden. 
Die Ergebnisse dieses Work­
shops veröffentlicl;lt das Bundes­
institut in der Reihe ,Tagungen 
und Expertengespräche zur 
beruflichen Bildung' unter dem 
Titel: H. Herget (Hrsg.) , Inno­
vative Chancen von Panelerhe­
bungen'. 
In zehn Beiträgen geben die Refe­
renten Einblick in den aktuellen 
Stand der Forschung zur Theorie, 
,Philosophie' und Verfahren der 
zeitbezogenen Analyse. Die For­
scher berichten über Erfahrun­
gen, Hintergrundwissen und die 
von ihnen ,gelernten Lektionen' 
aus ihrer langjährigen Beschäfti­
gung mit Durchführung und Aus­
wertung großer, 
Längsschnittstudien. Her 

. 

ber 1987 schlichtweg kassierten 
und sich mit Rücksicht auf die 
sich der allgemeinen und beruf­
lichen Bildung gemeinsam stel­
lenden Probleme der 90er Jahre 
doch noch für die Einführung 
eines "Lernfeldes Arbeitslehre" 
in die Sekundarstufe I entschie­
den. Dies könnte von Seiten der 
Kultusminister ein Vorbild auf 
dem Gebiete der heute so häufig 
von den Jugendlichen geforder-

. ten Flexibilität sein. 
- H. Schmidt -
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